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1 Einleitung 

Für den akademischen Heilberuf Psychotherapeut*in ist es essenziell, dass Berufsange-
hörige die Psychotherapie auch als Wissenschaftler*innen weiterentwickeln. Psychothe-
rapeut*innen sind zentrale Akteur*innen in der Grundlagen-, Therapie- und Versorgungs-
forschung zu psychischen Erkrankungen sowie in der Forschung zu den Wechselwirkun-
gen zwischen körperlichen Erkrankungen und psychischen Prozessen. Die Bundespsycho-
therapeutenkammer (BPtK) begrüßt daher die Regelungen zur Änderung des Gesetzes 
über befristete Arbeitsverträge mit Ärzten in der Weiterbildung (ÄArbVtrG), die die Ver-
einbarkeit einer Weiterbildung von Psychotherapeut*innen mit einer wissenschaftlichen 
Qualifizierung deutlich verbessern. 
 
Psychotherapeut*innen brauchen angemessene Rahmenbedingungen, um sich zunächst 
im Studium klinisch-praktisch und wissenschaftlich für die Versorgung und die Forschung 
zu qualifizieren. Dabei gehört es zum Wesen eines akademischen Heilberufs, in Forschung 
und Lehre insbesondere auch von Angehörigen des eigenen Berufes angeleitet zu werden. 
Daher setzt das 2019 im Psychotherapeutengesetz geregelte Studium voraus, dass Leh-
rende neben der wissenschaftlichen Qualifikation auch eine Anerkennung als Fachpsy-
chotherapeut*in haben. Dies gilt vor allem auch für Hochschullehrer*innen, die im Rah-
men ihrer Professur eine Hochschulambulanz leiten. Eine Vereinbarkeit von psychothera-
peutischer Weiterbildung und wissenschaftlicher Qualifizierung ist somit zwingend, damit 
Berufsangehörige nach dem Studium die eigene Fachdisziplin weiterentwickeln und als 
Lehrende die Erkenntnisse an den akademischen Nachwuchs weitergeben können. Mit 
dem Gesetz zur Modernisierung des Befristungsrechts im Wissenschaftsbereich werden 
dafür wichtige Weichen gestellt, die es Promovierenden und Postdoktorand*innen auch 
im Bereich Psychotherapie ermöglichen, eine wissenschaftliche Qualifizierung und eine 
psychotherapeutische Weiterbildung besser miteinander zu vereinbaren.  
 
Allerdings ist nicht nachvollziehbar, dass mit der Gesetzesänderung der Begriff „Fachpsy-
chotherapeut“ im geltenden Recht durch eine Definition mit Verweis auf § 95c SGB V er-
setzt wird und abweichend von Ärzt*innen der Geltungsbereich des Gesetzes bei Psycho-
therapeut*innen künftig an das Sozialrecht gekoppelt werden soll. Auf diese Änderung 
sollte verzichtet werden. 
 

2 Änderungen des ÄArbVtrG tragen zur Vereinbarkeit von Weiterbildung und 
wissenschaftlicher Qualifizierung bei 

Die BPtK begrüßt den im Kabinettsentwurf vorgenommenen Wegfall des Anwendungs-
vorrangs des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes (WissZeitVG) vor dem ÄArbVtrG sowie 
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den Einbezug einer wissenschaftlichen Qualifizierung neben einer Weiterbildung als sach-
lichen Grund für eine Befristung (Ergänzung in § 1 Absatz 1 ÄArbVtrG). Befristete Arbeits-
verträge mit medizinischem und psychotherapeutischem Personal sind nach dem 
ÄArbVtrG damit auch an Hochschulen und Forschungseinrichtungen zulässig. Damit wird 
gewährleistet, dass der sachliche Anwendungsbereich des ÄArbVtrG nicht auf die ärztli-
che und psychotherapeutische Weiterbildung außerhalb von Hochschulen und For-
schungseinrichtungen, insbesondere auf Krankenhäuser kommunaler, kirchlicher oder 
freier Träger beschränkt ist. Der Wegfall des Anwendungsvorrangs des WissZeitVG er-
möglicht es den Hochschulen, ihre auch in den Heilberufekammergesetzen der Länder 
ausdrücklich hervorgehobene Rolle als Einrichtungen der klinischen Weiterbildung wahr-
zunehmen.  
 
Die Möglichkeit einer Verlängerung der Befristung nach § 1 Absatz 4 um maximal zwei 
Jahre durch den neu eingefügten Absatz 4 a macht es dem wissenschaftlichen Nachwuchs 
im Bereich der Klinischen Psychologie und Psychotherapie möglich, sich gleichzeitig an 
einer nach bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften als Hochschule oder Forschungs-
einrichtung anerkannten Einrichtung oder an einer Hochschulklinik nach § 108 Nummer 1 
SGB V wissenschaftlich zu qualifizieren und einer hauptberuflichen Tätigkeit im Rahmen 
einer Weiterbildung nachzugehen. Der höhere Zeitbedarf, den eine parallele oder konse-
kutive wissenschaftliche und klinische Qualifizierung (Weiterbildung) mit sich bringt, wird 
dadurch berücksichtigt.  
 
Die BPtK begrüßt diese Verlängerungsmöglichkeit grundsätzlich. Die vorgesehene Verlän-
gerung um maximal zwei Jahre wird den besonderen Bedürfnissen bei einer Kombination 
von wissenschaftlicher Qualifizierung und Weiterbildung jedoch nicht in allen Fällen ge-
recht. Eine Verlängerung der Befristungsmöglichkeit um bis zu drei Jahre würde nach Ein-
schätzung der BPtK den tatsächlichen Qualifizierungsverläufen besser Rechnung tragen. 
 
Die BPtK begrüßt darüber hinaus die Erweiterung der Möglichkeiten zur Verlängerung be-
fristeter Arbeitsverträge insbesondere bei familien- und pflegebedingten Ausfallzeiten so-
wie weiteren Unterbrechungen. Dies trägt zu verlässlicheren Rahmenbedingungen für die 
Verbindung von Weiterbildung und wissenschaftlicher Qualifizierung bei.  
 

3 Änderungsbedarf in § 1 Absatz 6 ÄArbVtrG  

Die Erweiterung des Anwendungsbereichs des ÄArbVtrG auf Psychotherapeut*innen, de-
ren Beschäftigung der Spezialisierung oder dem Erwerb einer Zusatzbezeichnung dient, 
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trägt dem Umstand Rechnung, dass Psychotherapeut*innen wie auch Ärzt*innen weitere 
Zusatzqualifikationen erwerben können. Sie wird deshalb ausdrücklich begrüßt. 
 
Unverständlich ist jedoch die Vermeidung des Begriffs „Fachpsychotherapeut“. Die Be-
griffe „Facharzt“ und „Fachpsychotherapeut“ werden gleichermaßen und eindeutig auf 
der Grundlage der Heilberufekammergesetze und Weiterbildungsordnungen verliehen. 
Für Ärzt*innen wird der Begriff „Facharzt“ in § 1 Absatz 1 genutzt. Bei Psychothera-
peut*innen wird dagegen in § 1 Absatz 6 auf die Bezeichnung „Fachpsychotherapeut“ 
verzichtet und stattdessen eine Definition mit Verweis auf § 95c SGB V verwendet. Ein 
gleichlautender Verweis für Ärzt*innen auf § 95a SGB V ist im Gesetzestext nicht enthal-
ten. 
 
Das bedeutet, dass – anders als bei Ärzt*innen – Fachgebietsweiterbildungen von Psycho-
therapeut*innen künftig nur dann in die Regelung eingeschlossen sind, wenn sie zu einem 
Arztregistereintrag führen. Damit würden nur bei Psychotherapeut*innen und nicht bei 
Ärzt*innen die erweiterten Befristungsmöglichkeiten des ÄArbVtrG an das Sozialrecht ge-
koppelt. Diese Einschränkung gegenüber der geltenden Regelung ist nicht nachvollziehbar 
und nicht erforderlich. Die BPtK regt daher folgende Änderung an: 

 

Änderungsvorschlag zu Artikel 2 Nummer 4 
 

„(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten auch für die Beschäftigung eines Psychothera-
peuten im Rahmen einer zeitlich und inhaltlich strukturierten Weiterbildung 
zum Fachpsychotherapeuten nach § 95 c Absatz 1 des Fünften Buches Sozi-
algesetzbuch oder im Rahmen des Erwerbs einer Zusatzbezeichnung.“ 
 

Begründung: 
Absatz 6 gewährleistet die Anwendbarkeit des ÄArbVtrG auch auf Psychotherapeut*in-
nen im Rahmen einer zeitlich und inhaltlich strukturierten Weiterbildung zur Fachpsycho-
therapeut*in. Die Nutzung des Begriffs „Fachpsychotherapeut“ gewährleistet den Gleich-
klang der Formulierung für Ärzt*innen und Psychotherapeut*innen im ÄArbVtrG und ver-
meidet Missverständnisse insbesondere bezüglich der rechtlichen Grundlage der Aner-
kennung der Bezeichnungen.  
 
Die Weiterbildung zur Fachpsychotherapeut*in und die entsprechende Anerkennung 
richten sich nach den Heilberufekammergesetzen der Länder und den Weiterbildungsord-
nungen der Psychotherapeutenkammern. Einer zusätzlichen Anknüpfung an die sozial-
rechtlichen Voraussetzungen des § 95c SGB V bedarf es daher nicht. 
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